* 


Diefe. Zeltung erſcheint täglich zwei Mal, 
Morgens 8 Uhr und Abends 6 Uhr. 
N Viertljährlicher Abonnementöpreis für Stettin 1 thlr. 10 fgr., 
mit Botenlohn 1 thlr. 17 ſgr. 6 pf. 
Für Pommern und das übrige Deutſchland 1 thlr. 11 fgr. 6 pf. 


Stettiner 


ss. 


Donnerſtag, den 21. 


ebruar. 


a 4 nehmen alle Poſtaͤmter an. 
Für Stettin: die Graßmann'ſche Buchhandlung. 
Schulzenſtraße Nr. 341. 

Redactlon und Erpedition daſelbſt. 
Inſertlonspreis: Für die geſpaltene Petitzeile 1 ſgr. 


Zeitung. 


1856. 


Stettin. Wenn Herr Wagener auf und zu Dummerwitz 
in der letzten Sitzung des Hauſes der Abgeordneten von dem 


Winde den er und feine Partei gegenwärtig macht, zu prophe- || Tex des Landtages auszuſprechen, 
bereits beſchloſſen haben ſollte, 


zeien wagt, derſelbe könnte leicht zu einem reaktionairen 
Stürme anwachſen, fo giebt ſich in dieſer Bilderſprache wieder: 
holt die gründliche Begriffs- und Rechtsverwirrung kund, in wel: 
cher ſich die Führer der Rechten zur Zeit befinden. Denn eine 
Reaktion gegen das beſtehende und beſchworene Staatsgrund— 
geſetz, wie fie Herr Wagener doch im Sinne hat, iſt eine Revo— 
lution, und der Sturm, den er heraufbeſchwören möchte, würde 
bald genug wieder zur Windſtille werden, wenn es ihm und 
den Seinen alsdann vielleicht klar werden würde, daß die K. 
Staatsregierung fo wenig gewillt iſt, mit dieſem Sturme zu ges 
hen, daß ſie vielmehr alle Mittel ihrer Macht anwenden müßte, 
um denſelben in feine, Höhlen zurückzutreiben. 


Deutſchland. 


SH Berlin, 20. Februar. Der in der heutigen Sitzung 
des Hauſes der Abgeordneten angenommene $. 1 des Geſetz-Ent⸗ 
wurfes, betreffend die Land-Gemeinde-Verfaſſung in den 6 öftlichen 
Provinzen, lautet nebſt der Einleitung des Geſetzes folgendermaßen: 
f Zur Ergänzung der Geſetze über die Gemeinde-Verfaſſungen 
in den ländlichen Ortſchaften der 6 öſtlichen Provinzen, insbeſon⸗ 
dere der Vorſchriften, welche darüber in dem Allgemeinen Land— 
recht Th. II. Tit. 7 Abſchnitt 2 in den beiden Verordnungen 
vom 31. März 1833 (Geſetzſamml. S. 61 und 62), in dem 
ei vom 31. Dezember 1842 (Geſetzſ. 1843 S. 8), in dem 
Belege vom 3. Januar 1845 (Geſetzſ. S. 25), jo wie in dem 
Geſetze vom 24. Mai 1853 (Geſetzſ. S. 241) enthalten find, 
wird für die gedachten Provinzen hierdurch verordnet, was folgt: 
§ 1. Den Bezirk einer ländlichen Gemeinde oder eines ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutes bilden alle diejenigen Grundſtücke, welche demſel— 
ben bisher angehört haben. Jedes Grundſtück, welches bisher 
noch keinem Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke angehört 
hat, iſt nach Vernehmung der Betheiligten und nach Anhörung 


des Kreistages durch den Oberpräſidenten mit einem ſolchen Be⸗ 


zirke zu vereinigen. Eignet ſich ein ſolches Grundſtück, nach ſei⸗ 


nem Umfange und ſeiner Leiſtungsfähigkeit, zu einem beſonderen 
Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, ſo kann daſſelbe mit 


Unſerer Genehmigung dazu erklärt werden. Die Vereinigung ei⸗ 
nes ländlichen Gemeindebezirks oder eines ſelbſtſtändigen Gutsbe— 
zirks mit einem anderen Bezirke kann nur unter Zuſtimmung der 
betheiligten Gemeinden und des betheiligten Gutsbeſitzers, nach An⸗ 
hörung des Kreistages, mit Unſerer Genehmigung erfolgen. Die 
Abtrennung einzelner Grundſtücke, Abbaue, Kolonieen von einem 
Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke und deren Vereinigung 
mit einem andern ſolchen Bezirke kann, wenn die betheiligten Ge— 
meinden oder Gutsbeſitzer, und die Beſitzer jener Grundſtücke darin 
einwilligen, mit Genehmigung des Oberpräſidenten geſchehen; ſoll 
aber aus dergleichen Grundſtäcken ein beſonderer Gemeindebezirk 
oder ein ſelbſtſtändiger Gutsbezirk gebildet werden, ſo iſt die An— 
hörung des Kreistags und Unſere Genehmigung erforderlich. In 
dieſem letzteren Wege können Bezirksveränderungen der vorbezeich⸗ 


neten Art, welche im öffentlichen Intereſſe nothwendig ſind, ſelbſt 


dann vorgenommen werden, wenn die Betheiligten nicht darin eins 
gewilligt haben. In allen vorſtehend bezeichneten Fällen iſt den 
Betheiligten der Beſchluß des Kreistages vor Einholung der hö— 
heren Genehmigung mitzutheilen. Wird in Folge einer Bezirks— 
Veränderung eine Außseinanderſetzung zwiſchen den Betheiligten 
nothwendig, ſo iſt dieſelbe im Verwaltungswege zu bewirken; zu 
ihrer Feſtſtellung genügt, wenn die Betheiligten einig ſind, die 
Genehmigung der Regierung; entſtehen Schwierigkeiten dabei, ſo 
entſcheidet ſolche der Oberpräſident. Privatrechtliche Verhältniſſe 
dürfen durch dergleichen Veränderungen niemals geſtört werden. 
Eine jede Bezirks⸗Veränderung iſt durch das Amtsblatt bekannt zu 
machen. Der F. 9 der Verordnung vom 31. März 1833 (Ge⸗ 
ſetzammlung No. 1434) iſt aufgehoben. 

Die heutige Sizung des Herrenhauſes begann um 11½ 


Uhr mit Verleſung eines Antrages des Grafen v. Voß⸗Buch; der 


8. 2 des Geſetzes vom Sl: November 1848, betreffend die Auf- 
hebung des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden und die 
Ausübung der Jagd, iſt aufgehoben. Derſelbe wird der Jagd⸗ 
kommiſſion, welcher bereits der betreffende Antrag des. Grafen von 
Itenplitz vorliegt, überwirſen. Auf der Tagesordnung ſteht der 
Bericht der betreffenden Kommiſſion über den Antrag v. Bud⸗ 
denbrock und v. Malzahn, betreffend die Rücknahme der Verord— 


nung vom 26. Novbr. 1855, nach welcher die Steuervergütung 
für die Ausfuhr von Branntwein bis auf Weiteres nicht gewährt 


werden ſoll. Zu demſelben ſind zwei Nebenanträge eingelaufen: 
1) von v. Daniels auf Uebergang zur einfachen Tagesordnung, 
welcher nicht hinreichende Unterſtützung findet, und v. Gaffron, 
dahin lautend, die Steuervergütung für exportirten Spiritus wieder 
eintreten zu laſſen, ſobald der Nothſtand, der die Aufhebung der— 


ſelben hervorgerufen, gewichen ſein wird, wie auch künftig die digt und die Kommiſſion wandte ſich dem Antrage der Staats⸗ 


Aufhebung dieſer Steuervergütung, falls ſie nöthig werden ſollte, 


nur im Wege der Geſetzgebung zu verfügen. — Der Kommiſ treff der noch vorhandenen Kreditſumme zu. 


ſions-Antrag dagegen lautet dahin: die Erwartung einer Vorlage 
der qu. Verordnung zur nachträglichen Genehmigung beider Häu— 
im Falle die Regierung nicht 


die Bonifikation wieder eintreten 
zu laſſen. Der Berichterſtatter v. Waldow verſichert, daß es für 
die Kommiſſion eine harte und unerſprießliche Arbeit geweſen, 
ihren Bericht abzuſtatten. Das Haus ſei gewiß unfähig, eine 
Prärogative der Krone antaſten zu wollen, aber es müſſe auch, 
eben weil es beſtimmt ſei, ſollten ſich dereinſt wieder Wellen er: 
heben, dieſen mächtig entgegen zu treten, den geraden Weg der 
Ehre gehen, weder rechts noch links blicken, und ſich ſelbſt einem 
Miniſterium gegenüber, wie das gegenwärtige, das ein ſo ausge— 
zeichnetes im Allgemeinen zu nennen ſei, nicht ſcheuen, es darauf 
aufmerkſam zu machen, wo es gefehlt habe. Die Maßregel der Re— 
gierung ſei in keiner Weiſe zu billigen. Materiell nicht, weil ſie 
zu ſpät kam, formell nicht, weil ſie nicht adminiſtrativer, ſondern 
legislativer Natur geweſen. — v. Buddenbrock verſichert gleich: 
falls, in keine Prärogative eingreifen zu wollen; er macht aufs 
merkſam auf den Einfluß der Brennereien auf die Landedkultur, 
wie Steppen durch ſie in blühende Fluren verwandelt ſeien. 
Die Maßregel, die auffallender Weiſe wenige Tage vor dem 
Zuſammentritt der beiden Häuſer ergriffen worden, ſei übri— 
gens materiell gänzlich verfehlt. — von Gaffron ſpricht gegen 
den Kommiſſions- und für ſeinen Neben-Antrag. Graf von 
Itzenplitz verſichert, daß es ihm nicht ſchwer fallen würde, 
von jedem der Herren Miniſter etwas Treffliches zu jagen); 
diesmal handle es ſich aber um den Tadel einer Regie— 
rungs-Maßregel. Dieſelbe ſei, gelinde gejagt, verfaſſungs⸗ 
mäßig ſehr ſchwach begründet. Einen materiellen Erfolg 
habe ſie notoriſch nicht gehabt, denn die Preiſe ſeien nicht ge— 
wichen, Nutzen habe ſie nur einigen Ausländern gebracht. Einer 
Einnahme, die neu kreirt worden, müſſe in der Staatswirthſchaft 
auch immer eine Ausgabe gegenüberſtehen. Ohne uns, die wir 
das Steuerbewilligungsrecht haben, hätte die Regierung keinen ſo 
wichtigen Beſchluß faſſen ſollen. Wir waren am 26. November 
v. J. zwar noch nicht hier, aber wir waren bereits unterwegs. 
Wir hätten darum mehr Rückſicht erwartet, mehr Vertrauen vers 
dient, namentlich von einem Miniſterium, dem wir ſeiner Zeit ſo 
treu zur Seite geſtanden haben. Die Maßregel iſt und bleibt 
ein politiſcher Fehler. — v. Zander ſpricht gegen den Kommiſſions⸗ 
antrag. Der Regierung müſſe, wie früher, das Recht zuſtehen, 
eine admigiſtrative Verordnung zu erlaſſen, denn fie könne z. B. 
den Export ganz und gar verbieten. Er giebt zu, daß es 
wünſchenswerth geweſen, dieſen wichtigen Punkt in der Thronrede 
zu berühren. Hummel ſpricht im Intereſſe der Regierung gegen 
beide Anträge, da die Maßregel der Regierung eine durchaus 
ſegensreiche geweſen, Dr. Brüggemann dagegen für den Kommiſſions— 
bericht, eben wie v. Meding in einer längeren Rede. 

Der Miniſterpräſident verwahrt die Regierung gegen den 
Vorwurf, als habe ſie ein Odium gegen die Branntweinbrennes 
reien im Allgemeinen, noch entſchiedener aber gegen den Vorwurf, 
als habe ſie deshalb leichter über die Frage hinwegkommen wollen. 
Vie Maßregel ſei rein adminiſtrativ, der Nothſtand ihr einziges 
Motiv. Hr. v. Gaffron wolle, daß einer etwaigen Willlür der 
Regierung entgegengetreten werde, er hoffe, daß man ſie nicht mehr 
beſchränken wolle, als in den Nachbarſtaaten, wo dergleichen 
Schranken nicht exiſtiren. Er wolle keinen Konflikt mit dem 
Haufe, aber auch keine Prärogative der Krone aufgeben. Finanz: 
miniſter v. Bodelſchwingh erklärt, daß die Maßregel vorläufig 
bis zum 1. November d. J. dauern werde, dann ſolle ihre Aufs 
hebung in Erwägung gezogen werden; eine kürzere Dauer würde 
fruchtlos ſein. Die Maßxregel ſei in der That keine finanzielle, 
ſondern durch andere der Nachbar⸗Staaten, die den Import frei— 
gegeben, hervorgerufen worden. v. Waldow erklärt ſich befriedigt 
durch die milde Aeußerung des Konſeilspräſidenten, aber hart 
enttäuſcht durch die Erklärung des Finanzminiſte rs. Dergleichen 
Maßregeln müßten das Vertrauen zu der Finanzverwaltung und 
zur Regierung erſchüttern, weil, nachgerade jedes Gewerbe davon 
getroſſen werden könne. In der beantragten namentlichen Abſtim— | 
mung ſtimmten von 116 Anweſenden 107 für den v. Gaffron⸗ 
ſchen Antrag, 9 dagegen, unter denen Graf Nittberg, Simons, i 
v. Voß-Budy, v. d. Gröben-Neudörfchen, Körner, Wegmann und 
Beyer. — Schluß der Sitzung nach 3 Uhr. — Nächſte Sizung 
Sonnabend, 23. d. M., Mittags. 

Der Kommiſſionsbericht über den Geſetzentwurf, die Deckung 
des außerordentlichen Geldbedaͤrfs der Militair- Verwaltung be⸗ 
treffend, iſt durch den Abgeordneten Guderian dem Hauſe der 
Abgeordneten erſtattet worden. Ueber die politiſche Entſtehung 
deſſelben geht er lediglich referirend hinweg, und weder darüber, 
noch über die aus früheren Mittheilungen ſchon bekannten Zahlen⸗ 
angaben iſt etwas daraus zu entnehmen. | 

Die Frage der Realiſirung des Kredits und über die Ber: 
wendung der aus demſelben beſchafften Gelder war damit erle⸗ 


Regierung auf Verlängerung der Ausgabe, Ermächtigung: in Be⸗ 
In dieſer Beziehung 


5 verſteckt. 


bemerkte der Herr Miniſter-Präſident, „daß es keine leichte Auf: 

gabe geweſen ſei, bei den verſchiedenen Strömungen nach allen 
Seiten hin, den feſten Standpunkt zu behaupten, den Preußen 
eingenommen, und zum Beſten des Landes ſicher behauptet habe. 
Der bewilligte Kredit und die damit in Verbindung ſtehende voll: 
ſtändige Kriegsbereitſchaft der Armee habe hierbei die weſentlichſten 
Dienſte geleiſtet. In neueſter Zeit habe zwar die Ausſicht auf 
eine friedliche Löſung des Konflikts einen hohen Grad von Wahr— 
ſcheinlichkeit erlangt, immerhin aber ſeien die Verhältniſſe für jetzt 
noch nicht ſo weit gediehen, um die große europäiſche Kriſis als 
beendigt zu betrachten. Eine nähere Darlegung der Details in 
dieſer Beziehung könne für den Augenblick nicht geſchehen. Wenn 
aber die kriegführenden Mächte ſich durch die angeknüpften Unter⸗ 
handlungen noch keinesweges zur Einſtellung ihrer Rüſtungen vers 
anlaßt gefunden haben, die Königin von England in ihrer letzten 
Thronrede ſogar beſonders hervorgehoben habe, daß dieſe Rüftun- 
gen in vollſtem Umfange noch weiter vorbereitet würden, ſo müſſe 
ſich der Blick zunächſt nach der Oſtſee richten. Die mögliche 
Entwickelung eines Krieges an den Grenzen unſeres Vaterlandes 
ſei für Preußen die dringendſte Mahnung, ſeine Kriegsbereitſchaft 
beizubehalten, noͤthigenfalls noch zu erweitern“. 

Die Kommiſſion, „durchdrungen von der Wahrheit dieſer 
Darſtellung“, theilte die Anſicht der Staats-Regierung, „daß unter 
den obwaltenden Umſtänden für Preußen noch dieſelben Gründe 
vorliegen, die Wehrkraft des Landes ſo vorbereitet zu halten, daß 
es ſowohl für jeden Angriff geſichert, als auch in die Lage vers 
ſetzt werde, an dem drohenden Kampfe der europäiſchen Groß- 
machte denjenigen Antheil zu nehmen, der ſeinen Intereſſen und 
feinen Pflichten als Bundesſtaat entſpricht.“ Sie erkenne an, 
»daß das Land der Regierung Sr. Majeftät dafür zu Dank vers 
pflichtet ſei, daß es ihr gelungen, in ſo tief bewegter Zeit Preu⸗ 
ßen den Frieden und die freie Selbſtbeſtimmung zu erhalten“ und 
beſchloß einſtimmig, dem Hauſe die „unbedingte Annahme der 
Regierungsvorlage zu empfehlen.“ 

Die von dem Banquier Louis Meyer eingelegte Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde in dem allgemein bekannten Telegraphen-Prozeß wider 
den Telegraphen⸗Aſſiſtenten Janke und Genoſſen kam geſtern bei 
dem k. Ober⸗Tribunale zur Verhandlung und wurde als durch- 
greifend erachtet; das erſte Urtel ward vernichtet und die Sache 
zur nochmaligen Verhandlung ohne Geſchworne an das Stadtge⸗ 
richt zurückverwieſen. Nach dem Erkenntniß des hieſigen Stadt: 
ſchwurgerichts waren Janke wegen Verletzung ſeiner Amtspflichten 
gegen Gewährung von Vortheilen zu 3 Jahren Gefängniß und 
zu fünfjähriger Unfähigkeit zur Bekleidung eines öffentlichen Amtes; 
der Handlungsdiener Julius Reichenheim wegen Beamtenbeſtechung 
zu 2 Jahren Gefängniß und zur Nichtausübung der bürgerlichen. 
Ehrenrechte auf 2 Jahre; der Handlungsdiener Iſidor Reichenheim 
wegen gleichen Verbrechens zu 1 Jahr Gefängniß und zur Nicht⸗ 
ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf 1 Jahr und der Ban⸗ 
quier Louis Meyer wegen Theilnahme an der Beamtenbeſtechung 
zu 2 Jahr Gefängniß und zum Verluſt der bürgerlichen Ehren- 
rechte auf 3 Jahre verurtheilt; der Kaufmann Julius Martin 
Goldberg von dem Verbrechen der Beamtenbeſtechung freigeſprochen. 
Außer dem Banquier Louis Meyer haben ſich alle Angeklagten 
bei dieſer Entſcheidung beruhigt. Die Mittheilung der Nichtig⸗ 
keitöobeſchwerde und Entſcheidungsgründe wird ſpäter erfolgen.“ 

Vor den Schranken des Stadtſchwurgerichts ſtand heute die 
unverehelichte Auguſte Emilie Charlotte Rleſenberg, 23 Jahr alt, 
unter der Anklage des Kindermordes. Den Vorſitz führte der 
Stadtgerichtsrath Torgany, das öffentliche Miniſterium wurde 
durch den Staatsanwalt Nörner vertreten, und als Vertheidiger 
fungirte der Rechtsanwalt Wilcke. Die Angeklagte gehört der 
dienenden Klaſſe an. Am Abend des 24. Oktober v. J. wurde 
in einem Aſchenloche des Feuerheerdes der zur Wohnung der Frau 
v. Pleſſen in dem Haufe, Alexandrinen-Straße No. 14 gehörigen 
Küche der Leichnam eines neugebornen Kindes weiblichen Geſchlechts 
gefunden. Bei der näheren Unterſuchung des Leichnamd fand 
man eine vollſtändige Zerſchmetterung des Schädels, Durchbrüche 
des Siheitelbeind u. ſ. w. Die Obducenten gaben deöhalb ihr 
Gutachten dahin ab, daß das Kind lediglich an den Folgen der 
gedachten Verletzungen geſtorben ſei. Als die Mutter des Kin⸗ 
des wurde die Angellagte bald ermittelt. Nach anfänglichem Leug⸗ 
nen legte ſie ein offenes Geſtändniß ab. Sie ſei am 20. Okto, 
ber l. J. Mittags, als ſie am Feuerheerde in der Küche geſtan⸗ 
den, um das Mittageſſen zu bereiten, plötzlich von der Geburt 
überraſcht worden. Das Kind ſei mit dem Kopf auf den gepflar 
ſterten Fußboden der Küche gefallen. Sie ſelbſt ſei ohnmächtig 
geworden und habe, nachdem ſie wieder zu Beſinnung gekommen, 
den Eniſchluß gefaßt, ſich das Leben zu nehmen. Sie habe das 
lebende Kind ergriffen und gegen den Fußboden geſchlagen, bis 
es todt geweſen. Dann habe fie es eingewickelt und in ihr Bett 
Am Abend deſſelben Tages habe ſie ſich im Kanal er⸗ 
ſäufen wollen, ſei daran aber durch das Hinzutreten verſchiedener 
Umſtände verhindert worden. Die nächſte Nacht habe ſie mit dem 


| todten Kinde in einem Bette geſchlafen und es ſei demnächſt in 


den Aſchenbehaͤlter geſteckt, wo es jpäter gefunden worden ei. 


i I ien 


Dieſes Geſtändniß wiederholte die Angeklagte bei ihrer erſten ge: 
richtlichen Vernehmung. Im heutigen Audienztermin modifizirte 
ſie ihr Geſtändniß dahin, daß ſie weder mit Ueberzeugung noch 
mit Vorſatz gehandelt haben wollte, wiewohl ſie im Widerſpruch 
hiermit auch wieder zugab, daß ſie ſofort den Vorſatz gefaßt habe, 
ſich ſelbſt und ihrem Kinde das Leben zu nehmen. Unter dieſen 
Umſtänden war das Geſtändniß nicht als ein vollſtändiges zu be— 
trachten, und wurde deshalb mit Zuziehung von Geſchwornen 
verhandelt. Die Beweisaufnahme beſtätigte die Anklage in allen 
Stöcken. Es ſtellte ſich heraus, daß ſie von ihrer Schwanger⸗ 
ſchaft Niemandem Mittheilung gemacht hatte, daß ſie bereits vor 
3 Jahren außerehelich geboren, deshalb viele Vorwürfe von ihren 
Eltern erhalten und ihr Kind ſchlecht behandelt habe. Der Geh. 
Med. ⸗Math Casper erklärte noch nach Beſtätigung feines über 
den Leichenbefund früher abgegebenen Gutachtens, daß die Ange: 
klagte nach den obwaltenden Umſtänden als im Augenblicke der 
That vollſtändig zurechnungsfähig betrachtet werden müſſe. —- 
Die Vertheidigung ſuchte die Zurechnungsfähigkeit der Angeklag⸗ 
ten in Zweifel zu ſtellen. Die Geſchworenen erklärten die An: 
geklagte für ſchuldig und bejahten auch die Frage wegen der Zu: 
rechnungsfähigkeit. Der Gerichtshof verurtheilte ſie zu 6 Jahren 
Zuchthausſtrafe. (Nat. Ztg.) 

Das Pialmodiren, wie es zu Luthers Zeiten üblich war, ſoll 
auch bei dem Gottes dienſte für die hieſige Domgemeinde eingeführt 
werden. 

Frankfurt, 16. Februar. In der Bundestags ⸗Sitzung 
vom 14. d. M. wurde von dem betreffenden Ausſchuß Vortrag 
erſtattet über die Vorſtellung mehrerer Zeitungsredaktionen, die 
Beſchränkung des Nachdrucks telegraphiſcher Depeſchen betreffend. 
In letzterer wird hervorgehoben, daß das journaliſtiſche Eigenthum 
noch des Schutzes der Geſetze entbehre; der in Folge hiervon den 
größeren Zeitungs⸗Inſtituten durch die kleineren Blätter zugefügte 
Nachtheil aber ſeit Einführung der Telegraphie durch Ausbeutung 
ihrer telegraphiſchen Mittheilungen weit empfindlicher werde, und 
hieran das Geſuch geknüpft: hohe Bundesverſammlung wolle ihre 
Aufmerkſamkeit dem Nachdrucke telegraphiſcher Depe ſchen zuwenden 
und deſſen Beſchränkung durch analoge Anwendung und Ausdeh⸗ 
nung der Bundesbeſchlüſſe vom 9. November 1837, 22. April 
1841 und 19. Juni 1845 auf dieſelben herbeiführen. Nachdem 
der berichtende Ausſchuß zunächſt auf das Verhältniß des journa— 
liſtiſchen Eigenthums zu den erwähnten Bundesbeſchlüſſen aufmerk⸗ 
ſam gemacht, ſodann die Mittel und Wege, welche bei Inbetracht— 
nahme des geſtellten Geſuchs eventuell zur Erwägung kommen 
dürften, kurz bezeichnet, endlich die dabei hervortretenden Bedenken 
und Schwierigkeiten angedeutet hatte, ſchloß er mit dem von der 
Verſammlung ſofort zum Beſchluſſe erhobenen Antrages, den hohen 
Regierungen dieſen Vortrag mit dem Erſuchen zur Kenntniß zu 
bringen, ſich, unter Mittheilung der in Betreff der angeregten 
Fragen etwa bereits beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, in der 
Bundesverſammlung darüber ausſprechen zu wollen, ob ſie im 
Allgemeinen geneigt ſeien, zu einer Modifikation der hinſichtlich 
des Schutzes literariſcher und artiſtiſcher Erzeugniſſe gegen Nach⸗ 
druck und Nachbildung beſtehenden bundesgeſetzlichen Beſtimmungen, 
zu Gunſten der journaliſtiſchen Preſſe, namentlich der in den Zei⸗ 
tungen veröffentlichten telegraphiſchen Originaldepeſchen, mitzuwir⸗ 
ken. Zugleich hat der Ausſchuß, in Betracht, daß dieſer Gegen⸗ 
ſtand auf, ein Gebiet gehöre, deſſen vollſtändige Ueberſicht zum 
großen Theil ſpezielle Fachkenntniß und praktiſche Erfahrung vor- 
ausſetze, den Wunſch hinzugefügt, es möge einer oder der anderen 
der hohen Regierungen gefallen, Gutachten von Fachmännern er⸗ 
heben und dem Ausſchuſſe mittheilen zu laſſen, jo wie demſelben 
etwa auch die Möglichkeit der perſönlichen Zuratheziehung von 
Fachmännern zu gewähren. 


1 Oeſterreich. 

Wien, 18. Februar. Am 27. d. M. feiern der Kaifer 
Ferdinand und deſſen Gemahlin, die Kaiſerin Marta Anna, ihre 
ſilberne Hochzeit in Prag. Dem Vernehmen nach werden ſich 
Se. Maj. der Kaiſer und die ſämmtlichen hier befindlichen Erz: 
herzoge im Laufe der nächſten Woche nach Prag begeben, um 
die Glückwünſche perſönlich darzubringen. — Der k. preuß. Oberſt 
und Flügel⸗Adjutant, Baron v. Manteuſſel, iſt zu einem militai⸗ 
riſchen Bankette geladen, das morgen bei dem FM. Baron von 


Heß ſtattfindet. 
Frankreich. 

Paris, Mittwoch, 20. Februar. Morgen wird der Be⸗ 
vollmächtigte der Pforte bei den Konferenzen, Großvezler Aali 
Paſcha, in Marſeille erwartet. 

Paris, 18. Februar. Man ſtreitet ſich hier über weiter 
nichts mehr, als darüber, wer der Pathe des Kindes ſein wird, 
deſſen Geburt man in den Quilerieen erwartet. Es haben ſich 
um dieſer Pathenſchaft willen ordentliche Parteien unter der neuen 
kaiſerlichen Ariſtokratie gebildet. Se. Heiligkeit der Papſt hat 
wohl die meiſten Stimmen und auch ſonſt große Ausſicht, Pathe 
des „eventuellen Thronerben“ zu werden; aber die Bonapartiſten 
von altem Schrot und Korn wollen des „großen Kaiſers letzten 
Bruder“, den Prinzen Jerome, ehemals König von Weſtphalen. 
Auch Se. Majeſtät der Kaiſer Franz Joſeph von Oeſterreich 
möchte man zum Pathen des erwarteten Kindes haben, aber im 
Ernſt iſt dieſe Frage wohl noch nicht erörtert. Uebrigens iſt 
ſonſt Alles bereit: eine Wiege von unermeßlichem Werth, Geſchenk 
der Stadt Paris. Das Taufmäntelchen wird als ein wahres 
Wunderwerk in „points d'Alençon“e geſchildert, es koſtet auch 
nur die Kleinigkeit von 8000 Frs.! Die Gouvernante iſt auch 
ſchon ernannt, es iſt die Frau Marquiſe von Turgot, Gemahlin 
des kaiſerlichen Geſandten zu Madrid. Zwei Ammen ſind ſchon 
hier, eine Normännin und eine Burgunderin; über die Schönheit 
der Erſtern war man in den Tuilerieen einige Tage lang förmlich 
außer ſich; Doktor Dubois hat dieſe beiden ſchönen Frauen, denn 
auch die Burgunderin wird reizend gefunden, mit großer Sotg⸗ 
falt ausgeſucht. Der gelehrte Arzt hat förmliche Entdeckungd⸗ 
reiſen angeſtellt, und iſt manche Meile gereiſt, ehe er gefunden, 
was er ſuchte. 5 | 

Der „Moniteur“ veröffentlicht einen Bericht des Miniſters 
Fould über die Arbeiten der Vereinigung der Tuilerieen und des 
Louvre. Der Vereinigungs-Bau, unter Leitung des Architekten 
Lefuel, iſt nahezu vollendet. 60 Statuen berühmter Männer 


zieren die Gallerien. 260. Bildhauerwerke, unter 155 Künſtler |! wenden wir uns vertrauensvoll au das 


1 
1 


und Einrichtung noch zu verausgabenz dennoch wird die Lotal⸗ 


vertheilt, haben 1,645,000 Frs. gekoſtet. Die Arbeitslöhne der 
vier Bau- Jahre 1852 — 1850 betragen 26,0 3.546 Fs. 70 
Cts. Der Bericht ſagt: „Was die Geſammikoſten betrifft, ſo 
überſteigen fie bereits an 2 Millionen den erſten, Voranſchlag, 


und Manches bleibt für Ornamentirung und innere Ausſchmückung | 


Summe die 51 Millionen nicht erreichen, welche Napoleon I. 
für den Ausbau des 


Louvre vorgeſehen hatte.“ \ 

ji Großbritannien. 

London, 18. Februar, Abends. Die Ernennungen zu den 
Commondos der Oſtſeeflotte ſind heute Nachmittag amtlich bekannt 
gemacht worden. Der Contre⸗Admiral Sir Richard S. Dundas 
iſt zum Oberbefehlshaber der Oſtſeeflotte, der Contre-Admiral | 
R. L. Baynes zum Zweiten im Commando, der Kapitän F. 
Pelham zum Kapitän der Flotte (General-Stabs⸗Chef) ernannt. 
Zugleich hat die Ernennung des Contre-Admirals Sir Michael 
Seymour zum Oberbefehlshaber der oſtindiſchen Flotten⸗Station 
ſtattgehabt. 

Das Oberhaus konſtituirte ſich heute Nachmittag wieder 
zum Privilegien-Ausſchuß, um die Berathung über die Ernennung 
des Sir James Parke zum Peer (Lord Wensleydale) auf Lebens⸗ 
zeit fortzuſezen. Der Lordkanzler zeigte an, er habe von Lord 
Wensleydale die Mittheilung erhalten, daß derſelbe es ablehne, 
ſich durch ſeinen Anwalt vor den Schranken des Hauſes vertreten 
zu laſſen, was ihm bekanntlich durch Beſchluß des Privilegien: 
Ausſchuſſes vorbehalten worden war. Nachdem Lord Campbell 
hervorgehoben hatte, daß Lord Wensleydale in ſeinem Schreiben, 
welches verleſen worden war, die Competenz des Hauſes nicht 
beſtreite, legte ein Beamter des Oberhauſes Abſchriften älterer 
und neuerer Protokolle des Hauſes vor, welche ſich auf die vor⸗ 
liegende Sache beziehen. Lord Lyndhurſt ſtellte alsdann die 
Frage, ob der Ausſchuß die vorgelegten Aktenſtücke und Proto⸗ 
folle für hinreichend erachte, um auf dieſelben feinen Ausſpruch 
zu begründen, und veranlaßte dadurch eine deſultoriſche Debatte, 
in deren Verlauf man ſich beiderſeits dagegen verwahrte, die Sache 
als Parteiſache behandeln zu wollen. Endlich kam man dahin 
überein, den Ausſchuß von Neuem bis zum Freitage zu vertagen, 
bis wohin die noch etwa erforderlichen Aktenſtücke beigebracht wer⸗ 
den könnten. Am Freitage wird dann Lord Lyndhurſt, feine auf 
auf dieſe Aktenſtücke zu begründende Reſolution beantragen, deren 
Inhalt er bereits heute angegeben hat, und welcher dahin lautet, 
daß das Patent, welches den Baron Wensleydale zu einem Peer 
auf Lebenszeit kreire, nach Anſicht des Privilegien-Ausſchuſſes den: 
ſelben nicht berechtige, in dem Hauſe der Lords Sitz und Stimme 
zu haben. — In der um 5 Uhr begonnen Abendſitzung des Ober: 
hauſes kam nichts von beſonderem Belang vor. 

Die Interpellationen, welche die heutige Unterkaus⸗Sitzung 
eröffneten, waren meiſt nicht von Bedeutung. Auf die Anfrage 
des Herrn Ewart, ob die Regierung ſich mit Maßregeln gründ⸗ 
licher Reform des Generalſtabes der Armee beſchäftige, damit 
fortan nur intelligente und in jeder Beziehung tüchtige Offiziere 
in demſelben zur Verwendung kommen, antwortete der Unterſtaats⸗ 
Sekretair im Kriegsminiſterium, Herr F. Peel, daß die Regle⸗ 
rung den Gegenſtand in Erwägung gezogen habe und noch mit 
der Berathung beſchäſtigt ſei. f 

Nuß laud und Polen. f 

Von der polniſchen Grenze, 15. Februar. Die 
gegenwärtig um ſich greifende friedliche Stimmung bei der Ber 
voͤlkerung durfte ſehr wahrſcheinlich beim Beginn der Konferenzen 
wieder verſchwinden, und es wird von den meiſten der noch in 
Frage geſtellte Friede als ein ſehr „fauler“ bezeichnet, weil er 
eine vollſtaͤndige Beruhigung des Orients nicht zu Stande bringen 
werde. Vorläufig ziehen ſich die Ruſſen vor der Koalitlon zurück, 
heißt es, nicht weil ſie beſiegt ſind, ſondern weil ſie auf eine 
günſtigere Gelegenheit warten. Ebenſo wie die Türken unter Bei⸗ 
ſtimmung der Weſtmächte die Verträge gebrochen haben — nämlich 
nach ruſſiſcher Anſicht — ebenſo wahrſcheinlich dürfte Rußland 
bei veränderter Sachlage die eingegangenen Verbindlichkeiten durch 
ein fait accompli ſchon in wenigen Jahren wieder auflöſen. 
Daß Rußland in Sachen der Chriſten den kürzeſten ziehen fol, 
liegt nicht in der Aaſchauung des chriſtlichen Orlents, und des⸗ 
halb kann auch eine Beruhigung für die Dauer nicht erfolgen. 

Amerika. 

New Nork, 6. Februar. Das Repräſentanten⸗Haus 
hat endlich ſeinen Sprecher erwählt, Herrn Banks nämlich mit 
103 Stimmen. Die größte Stimmenzahl nach ihm, 100 Stim⸗ 
men, erhielt Herr Aiken. 39 Kongreß: Mitglieder haben gegen 
die Wahl als eine geſetzwidrige proteſtirt. In der geſtrigen 
Sitzung beſchäftigte der Senat ſich mit der central = amerikaniſchen 
Frage. Es wurden bei dieſer Gelegenheit heftige Reden gegen 
England gehalten. 

Aus Port⸗au-⸗Prince, 20. Januar, wird dem Moniteur 
geſchrieben, daß der von den Dominikanern geſchlagene Kaiſer 
Fauſtin mit 3000 Mann, den ihm gebliebenen Trümmern ſeines 
Heeres, nach Manaminthe gegangen, den Fluß der Maſſacres 
überſchritten und ſich des Dorfes Luxavon bemüchtigt habe, von 
wo er auf San Jago de los Caballeros zu marſchiren gedachte. 
Da General Santana wahrſcheinlich vor dieſer Stadt ſteht, jo 
war man eines neuen Treffens gewärtig. 
lage ließ der Kaiſer am großen Nordfluſſe mehrere Offiziere er⸗ 
ſchießen, darunter den General Deſſalines, den Sohn des frühe⸗ 
ren Kaiſer von Hayti und Bruder des Chefs der bewaffneten 
Polizei in der Hauptftadt. } 

Stettiner Nachrichten. 

a 2 Folge energiſchen Einſchreitens von Seiten der Polizei⸗ 
behörde ſind die hieſigen Schiffszimmergeſellen, welche vor einigen 
Tagen plötzlich die Arbeit auf den Schiffewerften eingeſtellt hatten, 
um dadurch höhere Löhne zu erzwingen, zur Arbeit zurückgekehrt. 

Die Berliner Blatter enthalten eine „dringende Bitte“, welche 
für die gewerblichen Verhältniſſe der kleineren Handwerker leider 
zu charakteriſtiſch iſt, als daß wir derſelben nicht gedenken ſollten. 

er Vorſtand der Schuhmacher ⸗Innung klagt ganz mit Recht über 
die immer weiter verbreitete Unfitte des erzwungenen Kreditgebens, 
wodurch der fleißigſte Arbeiter oft nicht nur jeden Verpienſt, ſondern 


| 


auch jeine Auslagen verliere. Wenn dieſer Uebelſtand ſchon früher 
für die Arbeiter eine Laſt geweſen, ſo ſei derſelbe bei der Mute 
wärtigen Theuerung, bei der großen Konkurrenz und der Miktel⸗ 


| 


Verleger und verantwortlicher Redakteur H. Schoenert in Stettin. 


aa di der meiſten 


er kaum zu ertragen. „Im Hinblicke 
auf dieſe Noth — 


eißt es in der Aufforderung der Innung — 


einſchließen, Flankeurs ſtellen ſich 


Nach feiner Nieder- 


Druck von R. Graßmann in Stettin. 


ö roße Publikum, beſonders 
an die Wohlhabenden, m it einer ehen Sale ac e Al- 
moſen oder derartige Umt erſtützung, jondern um geneigte Erfüllung 
einer Pflicht, die darin be ſteht: den Bedarf an Schuhmacher⸗ 
arbeit möglichſt bal d zu bezahlen. Wüßle mancher Reiche, 
wie der kleine Handwerker oft ſein Haus mit unterdrück i 

des Kummers und der Sorg gel 


verließe, er würde ſichg gelsiß dieſer 
meiſt un ßt eingeſchlichenen. Unſitte ſchämen. Burch Erfü 
dieſer 3 würde Wi ER man br de ge 5 
ſondern auch ein ehſenwe 10 vor Ver itt 
werden, was jedenfalls wohlgethaner iſt, ale ſpäter durch Direkte 
Unterſtützung helfen wollen.“ Der Schlußſatz dieſer te iſt 
eben jo richtig, al ganze Klage gerechtfertigt, und va ver ange⸗ 
deutete Uebelſtand auch in Stettin und überall immer mehr 


Am 15. d. M. waren die mit Rittergütern anſäſſigen Fami- 
llenglieder des cn Pee der Geſchlechts v. d. Benn 255 ſeit 
ahrhunderten im Beſitz der Familie befindlichen Gute Geiglitz bei 
lathe e. EN um das von Sr. Majeſtät Allerböchft verliehene 
echt der Präſentation zum Herrenhauſe in Ausübung zu bringen. 
Die Wahl fiel einſtimmig auf den Herrn v. d. Oſten auf Jannewitz 
bei Lauenburg. Bei dieſer Gelegenheit ſtiftete die Familie einen 
namhaften Fonds, deſſen Zinſen vorzugsweiſe als Stipendien für 
Studirende der Familie verwandt werden ſollen. on den bedeu⸗ 
tenden Beſitzungen, welche die ese in früherer Zeit in Pommern, 
Weſtpreußen und der Mark beſeſſen hat, find zwar manche in an⸗ 
dere Hände r der ame dennoch vertheilt ſich gegenwärtig unter 
13 Mitglieder der Familie noch ein Grundbeſitz von 8 OMeilen. 
) 


dd. Zig 
. Wohlthatigkeit. 0 
Für die Suppenanftalt auf Kupfermühl find neuerdings einge⸗ 
T3 L 


gangen bei Herrn Franz Meyer: f 
von Herrn K. 7 Rt., B. jr. 1 Rt., A. H. 2 Rt., S. J. 1 
Haupt 1 Rt., T. 1 Rt.; 


Wat der, FRE be e e Ba 
n freundlichen Gebern der her e Da 0 
Fernere milde Beiträge ſind ſehr willkommen RE ODBERAIER wf 


8 5 n 
raunsberg, 16. Februar. Einem hieſigen Kaufmann ward 
es verrathen, daß eine Diebsgeſellſchaft, die 1 La Getreide- 
geſchäfte en gros mit Lieferungszeit und Vorihüffen, mit Tratten 
und Rimeſſen ganz nach Börſenregel betrieben haben ſoll, in den 
oberen Stock eines zu Getreideſchüttungen verwendeten leer ſtehen⸗ 
den Haufes einbrechen werde. er ag 185 dort 
ö ı auf, und richtig wird bei tiefſter 
Finſterniß (unjere Gasbeleuchtung iſt nämlich nur U Proje Keller 
weilen ſchwinden die Oellampen in den Straßen immer mehr) eine Lei⸗ 
ter in bezeichneter Abendſtunde an das Haus geſetzt, ein Kerber eigt ſie, 
iſt ſchon am Fenſter angelangt. Da wird einer der Polizeibeamten 
ungeduldig, will ſehen, ob der Steiger bald oben iſt, ob ihrer Bi 
unten ſtehen, er guckt zum Fenſter hinaus, und die Naſen der Grei⸗ 
fenden, wie der zu Greifenden berühren ſich. Der Dieb erſpäht ka 


eine gefährliche Menſchengeſtalt, als er eiligſt hinunterſteigt und die 


ganze Geſellſchaft fi mit Hinterlaſſung der Leiter ſtill auf- und 
davonmacht. Verfolgung war nicht möglich, da die Polizei — ein⸗ 
ſchloſſen war, Die vielfachen Getreidedlebſtähle in dieſem Winter 
nd muthmaßli auf Eine Bande zu reduziren, daher es wirklich zu 
228 iſt, daß der Eifer der Beamten diesmal einen guten Fang 
Wieder einmal hat die unvorſichtige Handhabung des Schi 
hrs eden Unglücks all herbeige 82 Ain Ober Letta 92 


ie noch un bebe erde. Waff 
1 Behandlung Diejer * 
leider die Urſache ſeines Todes; das Gewehr entlud ſich bea 
rend des Ladens und ſprengte ihm das Gehirn. — Der Verſtorbene 
war der einzige Sohn und der Stolz ſeines Vaters. 
„ Steif . e e f 

ett in „Februar. tteru Trübe . 
per 

eizen, etwa er, loco 87. 90pfd. gelber 109 be ö 
vopfd. 100 6, bez, leichter 7er vopfd. 92 % bez, 80,90pfb, St 
bez., r Frühjahr 88.89pfd, gelber Durchſchnitts- Qualität 
noch 109 %. Br., 108 Gb., 84.90 pfd. 100 % Br., 83.90 pfb. 
98 %, Br., 8s. Sgpfd. Zr Mai-Juni u. Juni⸗Juli 1 B 
Roggen, ſchließt feſter, loco von der Bahn 86,87 pfd. Jer 
77 K. wi 85.52 pfd. 76% % bez. 82pfd. 7er Frühjahr 76 
in einem Falle auch 75 4a bez., 76 ½ Gd { 
75½ 7 bez. u. Gd., ur Juni-Juli 76 Re 
Gerſte, loco 75.76% ur 75%, 57 ½ 
a, große pomm. 561 

a 


bez., 
* ver ai-Jun 765 


r. 
ee e e d 
fe x 1 jr De 1 8 de Frühj. 1 8 pomm. 
ez., do. ohne nnung erelufive poln. und uß. 
e Br., 35½ . Gd. : — 81 
Lein bf wel 51 . 8 
einöl incl. Fa r. 
Aab, feier, ice % . beg, ve ge 
üböl, feſter, loco ez. ebruar, * 
und März-April 15% Br., Dr Wr al 16 ee 
ver Fee 14½ je 954 u. 0 r. Bd 
piritus, weichend, loco ohne Faß 12 bez., 5 
12½ % bez., 2 Februar-März m % bez 95 Maß Apel 
12½ % bez., der Frühjahr 12 ½, %, Yı6 4% bez., 1214 9% Gd., der 
Mai⸗Juni 12%, 3% % bez. 12 ¼½ % Br., dr Juni-Juli 12, 12%, 
% be, 12½ % Br., 12½ % Gd, Yr Juli⸗Auguſt 1134-12 


o bez. . i . 
ink e Frühjahr 7% % Br., 7½ 3 Gd. 
5 Kern De EL e ee 
erlin, 21. Februar, Nachmittags 2 Uhr. Staatsſchul 
87 ½ bez. Prämien- Anleſhe 37. 0% 112%, — 4 ⁰ F 
von 1854 101 Be Derlin-Stettiner 163 bez. Star rd-Poſener 
96 Br. Köln Mindener 165 Br. Franzsſiſch⸗Oe Ea . 
en — bez. — 3 an bez. N 
oggen Fr Februar-März 75, 74½ „ dr Frü 760 
754 Be bez., Yr Mai-⸗Juni 76, 75 en A an —4 
Rüböl loco 161, . Gd., er Jebruar⸗März 16%, . Gd., 
I % N bez. 6 4 15 5 
SByir v0 27 , bez., u, Febr.⸗März 27½ 27 ez. 
r März⸗April 27%, ar Jr April-Mai 250% 27 2 
geen ale Geest in enden one V deen 
mitir n 0 
dec anelen, und Mehl flau. w e 
Amſterdam, 20. Februar, Weizen unverändert ſtill, Roggen 


ohne Umſatz. Mapps 98 L. Rüböl 18% ;E 


Barometer: und Thermometerſtand 


bei C. F. Schultz & co. 
2 | orgens Mittags Abends 
Februar 45 6 Uhr. 2 br. 10 Übr 
E — 
Barometer in Pariſer Linien 20 335,81“ | 335,764 | 336 14% 
auf 00 oe init d e ee 
Thermometer nach Reaumur. FP 


